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Antwort 
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auf die Große Anfrage des Abgeordneten Schulte (Menden) und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/6069 — 


Straßenbau im Allgäu 


Der Bundesminister für Verkehr — StB 23/40.25.7213 Va 87 - hat 
mit Schreiben vom 21. Januar 1 987 die Große Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


Wer noch vor 15 Jahren durch die Allgäuer Landschaft fuhr, konnte dies - 
auf landschaftlich reizvollen und eingepaßten Straßen tun. Dies hat sich 
seither rapide geändert. Zahlreiche Straßen wurden ausgebaut und den 
* modernen Verkehrsansprüchen" angepaßt. Das bedeutet im Detail: 
Begradigung der Straßentrassen, Durchschneidung von Wäldern, 
Hügeln und ganzen Landschaften, zusammenhängende Dörfer wurden 
durch breite Straßenkörper in zwei Hälften geteüt. Jahrzehntealte 
Alleen imd Baumreihen wurden gefällt. Die Landschaft hat empfind- 
liche Einbußen hinnehmen müssen. Damit ist es aber noch nicht genüg. 
Politiker und Planer haben einen Nachholbedarf im Allgäu entdeckt. 
Insgesamt sind nicht weniger als 3 000 km neue Straßen und Ausbau- 
maßnahmen für das bayerische und baden-württembergische Allgäu 
vind den Bodensee geplant. Diese Planungen stoßen in der Bevölkenmg 
auf breiten Widerstand, wie z.B. eine von der „Interessengemeinschaft 
zur Erhaltung des Allgäus" initiierte Unterschriftensammlung gegen die 
großen Allgäuer Straßenbauprojekte zeigte, die iimerhalb kurzer Zeit 
57 000 Unterzeichner fand. Die Mehrheit der Allgäuer ist der Meinung, 
daß kein Bed€urf an zusätzhchen Straßen mehr vorhanden ist. Statt neuer 
vind schnellerer Straßen werden sicherere Straßen gewünscht. Der Stra- 
ßenbau im Allgäu sollte sich auf die Entschärfung von Gefahrenpunk- 
ten, auf den Bau von unbedingt notwendigen Ortsumgehungen, auf den 
Rückbau von Ortsdurchfahrten und auf die Unterhaltung der Straßen 
konzentrieren. 


Die Ausführungen in der Einleitung zur Großen Anfrage der 
Fraktion DIE GRÜNEN zeichnen ein verzerrtes Büd hinsichtlich 
des Straßenbaus im Allgäu. Den genannten 57 000 Unterschriften 
der „Interessengemeinschaft zur Erhaltimg des Allgäus" stehen 
ungezählte Stimmen von Bürgern und kommunalen Entschei- 
dungsträgem gegenüber, die aus Gründen innerstädtischer und 
innerdörflicher Entwickltmg, die z. T. auch Verkehrsberuhigung 
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und Umweltschutz betreffen, Straßenverlegungen - vor allem 
Umgehungsstraßen - fordern. Sachgerechte Löstmgen müssen 
alle Anhegen in ausreichendem Umfang berücksichtigen. 

Die Aussage, wonach „nicht weniger als 3 000 km neue Straßen 
und Ausbaumaßnahmen für das bayerische und baden-württem- 
bergische Allgäu und den Bodensee geplant“ seien, ist jedenfalls 
in dieser pauschalen Form falsch; sie entbehrt auch jeder erkenn- 
baren Grundlage, denn im Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen 
sind im bayerischen Bereich in den Landkreisen Lindau, Oberall- 
gäu, Ostallgäu und Unterallgäu sowie im baden-württembergi- 
schen Teil (begrenzt durch eine Linie Kressbronn — Memmingen) 
Bundesfemstraßenmaßnahmen in folgendem Umfang vorgesehen 
(im Bau, Vordringhcher Bedarf, Planungen): 

— zweibahnig rd. 121 km 

— einbahnig rd. 88 km (davon rd. 29 km Anbau einer 

zweiten Fahrbahn an die beste- 
hende Bundesstraße 18 im Zuge 
der künftigen A 96) 

Soweit in die Zahlen der Fraktion DIE GRÜNEN auch Maßnah- 
men an Staats- bzw. Landes- oder Kreisstraßen eingegangen sein 
sollten, kann davon ausgegangen werden, daß es sich hier in aller 
Regel um Maßnahmen handelt, bei denen ledighch die bestehen- 
den Straßen aus- bzw. umgebaut werden. 


Zur B 19 neu (Kempten-Immenstadt) 

Vorbemerkung 

In den folgenden Ausführungen wurde bei der Auswahl der Daten 
darauf geachtet, daß Vergleichswerte auch auf vergleichbare 
Varianten bezogen sind; im übrigen hegt die endgültige Linien- 
führung noch nicht fest. 


1 , Das Planimgsbüro Billinger hat eine Untersuchung zur Problematik 
der B 19 durchgeführt und favorisiert darin den Ausbau der B 19 
alt. 

Wie beurteilt die Bundesregierung diese Gutachten? 

Das Gutachten des Planungsbüros BiUinger zur Problematik der 
B 19 wurde bei Erarbeitung der Raumordnungsunterlagen ein- 
gehend gewürdigt. Dem Vorschlag des Gutachters konnte jedoch 
aus mehreren Gründen nicht gefolgt werden (vgl. auch Antwort 
zu Frage 2). 


2. Wie bewertet die Bundesregierung die MögUchkeit des Ausbaus 
der B 19 alt (z.B.: Ortsumgehung Waltenhofen, Beseitigung der 
Kreuzungen und Bahnübergänge in Stein und Thanners, Kurven- 
begradigung und streckenweise Überholspuren, zum Teil Parallel- 
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Wege für den landwirtschaftlichen Verkehr) im Gegensatz zu den 
vier Neubauvarianten (östüch und wesüich der Iller, je zwei- oder 
vierspurig) bezüghch Landverbrauch, Baukosten, Verwirk- 
lichungsdauer, Verkehrssicherheit, Umweltverträglichkeit? Wel- 
che zusätzlichen Kosten für den Ausbau der B 19 alt würden in 
diesem Zusammenhang für eine ortsnahe, untertunnelte Umge- 
hung von Waltenhofen (Tunnellänge ca. 2 km) im Gegensatz zu 
einer ebenerdigen Lösung anfallen? 


Der im Gutachten Biliinger empfohlene „Ausbau der B 19 alt" 
würde hinsichtlich des Landverbrauchs, der Baukosten und der 
Bauzeit nahezu einem lückenlosen Neubau im Bereich der be- 
stehenden Straße gleichkommen. 

Die Verkehrssicherheit ist beim Gutachtervorschlag eindeutig 
geringer. Beim Vergleich vorhandener einbahniger und zweibah- 
niger Abschnitte der B 19 verhalten sich z. B. die Zahlen der 
Getöteten und Schwerverletzten pro 1 Mrd. Kfz-km wie 3,2 ; 1. 

Bei der Umweltverträglichkeit sind zahlreiche Kriterien zu wer- 
ten, von denen einzelne, wie der Landverbrauch oder die Neu- 
inanspruchnahme bisher wenig belasteter Räume, für den Gut- 
achtervorschlag sprechen, andere, wie die landschaftsschonen- 
dere Gestaltung der Straße (zügigere von Zwangspunkten unab- 
hängige Linienführung) oder die Mindenmg der Lärm- und 
Abgasbelästigung von Anwohnern, für den vierstreifigen Neu- 
bau. 

Da den nur teilweise und dann nur unbeträchtlich geringeren 
Belastungen durch den Gutachtervorschlag ein vöUig unzurei- 
chender Verkehrsnutzen gegenübersteht (starke Überlastung 
trotz unzulänglicher Reisegeschwindigkeit), wurde keine dement- 
sprechende Variante in das Raumordnungsverfahren eingebracht. 


3. Aus welchen Gründen wurden an der B 19 alt zwischen Walten- 
hofen und Immenstadt in den letzten Jahren keine verkehrslen- 
kenden und verkehrsverlagemden Maßnahmen zur Lösung der 
Verkehrsprobleme ergriffen? 


Für verkehrslenkende Maßnahmen sind die Straßenverkehrsbe- 
hörden der Länder zuständig, die - soweit bekannt - die derzei- 
tigen Möglichkeiten zur Lösung der Verkehrsprobleme aus- 
geschöpft haben. 

Verkehrsverlagernde Maßnahmen sind nicht möglich, weü im 
niertal zwischen Waltenhofen und Immenstadt neben der B 19 nm 
Kreis- und Gemeindestraßen verlaufen, die nicht geeignet sind, 
Durchgangsverkehr der Bundesstraße zu übernehmen. 


4. Wurde bei der Planung der B 19 neu eine Untersuchung erstellt, 
inwieweit die Verkehrsströme durch andere Verkehrsträger, z.B. 
die Schiene, übernommen werden könnten? 


Andere Verkehrsträger können die vorhandenen, sehr unter- 
schiedlichen Verkehrsströme nicht übernehmen. Insbesondere 
kann die Deutsche Bundesbahn im Schienenverkehr nicht das - 
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nach Umfang, Reisezweck und Zielrichtung sehr unterschiedhche 
- Verkehrsaufkommen aufnehmen und in der Fläche verteilen. 


5. Mit welchen Auswirkungen auf den Oberallgäuer Fremdenver- 
kehr rechnet die Bundesregierung bei den einzelnen Pla- 
nimgsvarianten \mter Berücksichtigung der Tatsache, daß gewisse 
Gegenden des Allgäus durch Bebauung und Frequentierung von 
Touristen schon derart ausgelastet sind (z.B. Kleines Walsertal), 
daß ein weiterer Zuwachs nur auf Kosten des Erholungswertes 
dieser Landschaft gehen würde? 

Durch den Straßenneubau soll gerade der Erholimgswert des 
Oberallgäus verbessert werden. Durch die Herausnahme des 
Durchgangsverkehrs aus den Ortschaften kann eine spürbare 
Verkehrsberuhigung in den Fremdenverkehrsorten erreicht wer- 
den. Ein wesenüicher Zuwachs des Fremdenverkehrs wird mit 
dem Neubau der B 19 nicht erwartet. 

Der zweibahnige Neubau der B 19 wurde vom Fremdenverkehrs- 
verband Allgäu/Bayer. Schwaben e. V. ausdrücklich gefordert. 


6. Wie viele bäuerliche Existenzen würden bei den einzelnen Pia- 
nimgsvarianten in welchem Ausmaß betroffen? 

Im derzeitigen Planungsstadium läßt sich, abgesehen von dem 
Gesamtflächenbedarf, z.B. für die sogenannte Westtrasse mit 
nmd 77 ha, noch keine Angabe zur Zahl der betroffenen Land- 
wirte imd dem Maß der Inanspruchnahme machen. 

Gnmdsätzhch ist darauf hinzuweisen, daß die betroffenen Land- 
wirte im Rahmen der entschädigungsrechüichen Vorschriften für 
den Flächenverlust Anspruch auf angemessene Entschädigung in 
Geld oder in Land sowie auf Geldentschädigung für sonstige 
Vermögensnachteile haben werden. Auch können Untemeh- 
mensflurbereinigungsverfahren nach dem Flurbereinigungsge- 
setz in Betracht kommen. Das Unternehmensverfahren als das 
verhältnismäßigere und weniger einschneidende Mittel ist beson- 
ders geeignet, den Landverlust zu mindern und landeskulturelle 
Nachteüe auszugleichen. 


7. Das Allgäu ist bekannt für seine wunderschöne Landschaft. 

Welche Untersuchungen wurden zu den Auswirkimgen der jewei- 
ligen Planungsvarianten auf das Landschaftsbüd des Allgäus 
erstellt, und zu welchen Ergebnissen kommen diese? 


Eine generelle Beurteüung der Empfindhchkeit des Landschafts- 
bildes von Teillandschaftsräumen steht aus der landschaftspflege- 
rischen Studie der Landschaftsarchitekten Dr. Zettler/Aalto zur 
Verfügung. Die Wertung obhegt der zuständigen Landespla- 
nungsbehörde im Rahmen des derzeit laufenden Raumordnungs- 
verfahrens. 
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8. Wurde bei der bisherigen Planung der B 19 neu Rücksprache mit 
den entsprechenden Stellen der österreichischen Regierung und 
der Bimdesländer Tirol und Vorarlberg bezüglich ihrer Interessen 
gehalten? 


Zu den österreichischen Bundesländern bestehen laufend Kon- 
takte auf der Ebene der Fachbehörden. Einer besonderen Unter- 
richtung oder einer Absprache bedurfte es im vorliegenden Fall 
nicht, weil die B 19 neu keinen Anschluß an das österreichische 
Straßennetz hat und auch nicht erhalten soll. Grenzüberschrei- 
tende Interessen werden durch die B 19 neu nicht berührt. 


9. Wie schätzt die Bimdesregierung folgende ökologischen Problema- 
tiken beim Neubau einer B 19 neu im einzelnen ein und was folgert 
sie daraus bzw. welche Abhilfe schaffenden Maßnahmen sind 
geplant: 

a) Eine mögliche Trasse östlich der Bier würde das Wasserschutz- 
gebiet (WSG) bei Burgratz (liefert ca. 40 % des Wassers für 
Kempten) imd das WSG bei öschle (liefert ca. 85 % des Wassers 
für Sulzberg) durchschneiden imd somit empfindlich beein- 
trächtigen. Eine mögliche Trasse westlich der Iller würde durch 
das WSG bei Kuhnen (liefert ca. 85 % des Wassers für Walten- 
hofen) führen und somit beeinträchtigen; 

b) im Bereich der geplanten Ost-Trasse wachsen 43 Pflanzen- 
arten, die in den „Roten Listen" enthalten sind, darunter drei in 
Bayern vollkommen geschützte Orchideenarten. Eine B 19 neu 
würde den Lebensraum dieser Pflanzen belasten; 

c) eine Ost-Trasse würde das Landschaftsschutzgebiet (LSG) am 
Rottachberg sowie die Umgebung des Widdumer Weihers 
durchschneiden. Diese Gebiete zeichnen sich als Nah- 
erholungsgebiete mit wertvollen Biotopen aus; 

d) eine mögliche Trasse westlich der Iller würde das LSG Walten- 
hofener Moor belasten, ebenfalls ein beliebtes Naherholungs- 
gebiet mit wertvollen Biotopen; 

e) infolge der extremen winterlichen Klimaverhältnisse des All- 
gäus wird auf einer zukünftigen B 19 neu ein extrem hoher 
Streusalzeinsatz nötig sein. Dieses Salz wird im besonderen den 
durch das Waldsterben ohnehin schon schwer gefährdeten 
Wald, aber auch die Gewässer (z.B. Widdumer Weiher, alle 
angeführten WSG) bedrohen? 


a) Die mögliche Beeinträchtigung der in den Trassenbereichen 
hegenden Wasserschutzgebiete und die gegebenenfaUs erfor- 
derhchen Schutzmaßnahmen wurden im Rahmen des laufen- 
den Raumordnungsverfahrens bzw. werden in den anschhe- 
ßenden PlanfeststeUungsverf ahren von den zuständigen 
DienststeUen berücksichtigt. Einzelheiten über die endgültig 
evtl, erforderhchen Schutzmaßnahmen werden im späteren 
PlanfeststeUungsverfahren erörtert und verbindhch festgelegt. 

b) Der Horenbestand ist aus der landschaftspflegerischen Studie 
der Landschaftsarchitekten Dr. Zettler/Aalto sowie aus den 
Biotopkartierungen bekannt. Die möghche Beeinträchtigung 
wird von den zuständigen DienststeUen im Rahmen des laufen- 
den Raumordnungsverfahrens begutachtet. 

c) und d) 

HinsichtUch der Biotope gelten die Ausführungen unter b). 
HinsichtUch der Landschaftsschutzgebiete wird auch auf die 
Ausfühnmgen zu Frage 7 verwiesen. 
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Zur Naherholung haben die Kommimen, der Regionale Pla- 
nungsverband Allgäu sowie der Fremdenverkehrsverband All- 
gäu/Bayer. Schwaben e.V. Stellungnahmen abgegeben. Ihre 
Wertung obliegt der höheren Landesplanimgsbehörde im Rah- 
men des laufenden Raumordmmgsverfahrens. 

e) Erhöhter Streusalzverbrauch fällt erfahrungsgemäß in Straßen- 
abschnitten mit starken Längsneigungen an. Mit dem Neubau 
der B 19 ergibt sich gegenüber der bestehenden Bundesstraße 
eine zügigere Linienführung im Grund- und Aufriß. Es kann 
deshalb davon ausgegangen werden, daß der Salzverbrauch 
trotz der größeren Fahrbahnbreite insgesamt nicht höher sein 
wird. 

Eine Bedrohimg des Waldes und der Gewässer ist in Anbe- 
tracht der heute gezielt sparsamen Tausalzverwendimg auf 
Bimdesfernstraßeh nicht gegeben. 


10. Die Gemeinde Sulzberg wurde durch den Bau der A 7 und der A 98 
mit ca. 120 ha Landverbrauch belastet. Für den Bau des Rottach- 
speichers werden weitere 180 ha benötigt. Gleichlaufend wurde 
1984 das Hurbereinigungsverfahren abgeschlossen. 

a) Wo liegt nach Erachten der Bundesregierung die Grenze einer 
flächenmäßigen Belastung durch öffentliche Großbauten bei 
einer Gemeinde mit einer Struktur wie Sulzberg? 

b) Welche konkreten Auswirkimgen wird das durch den Bau einer 
östlichen B 19 neu notwendige Zwangsflurbereinigungsverf äh- 
ren, insbesondere im Hinblick auf das erst 1984 abgeschlossene 
Verfahren, haben? 


a) Das Gebiet der Gemeinde Sulzberg umfaßt eine Fläche von 
rund 40 km^. Für die BAB A 7 und A 980 sowie für den Bau des 
Rottachspeichers wurden nmd 120 ha bzw. rund 180 ha Grund 
benötigt. Von den fuTäen Bau des Rottachspeichers erworbe- 
nen Flächen hegen etwa 92 ha innerhalb des Speichers. Die 
übrige Fläche im Umfang von rund 88 ha kann insoweit weiter- 
hin genutzt werden. 

Für die genannten Vorhaben sind somit rund 2 km^, das ent- 
spricht etwa 5 % der Gemeindefläche, in Anspruch genommen 
worden. Die übrige erworbene Fläche mit knapp 1 km^ ist aus 
der Sicht des Landschaftsverbrauchs weiterhin nutzbar. Es ist 
davon auszugehen, daß durch den Speicherbau auch neue, 
ökologisch wertvolle Kleinräume geschaffen werden. 

Der benötigte Grtmd wurde von den zuständigen Verwaltun- 
gen freihändig erworben. Der Flächenausgleich bzw. die Neu- 
verteüung erfolgt in dem zur Zeit laufenden Flurbereinigungs- 
verfahren. Ein Landabzug für diese beiden Projekte war nicht 
erforderüch. 

b) Für die B 19 neu werden in dem derzeit laufenden Raumord- 
nungsverfahren zwei grundsätzhch verschiedene Varianten 
östlich bzw. westlich der Iller landesplanerisch überprüft. Das 
Ergebnis dieser Überprüfung bleibt abzuwarten. 
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Sollte die Lösung östlich der Iller den Zielen der Landespla- 
nung nicht entsprechen, so würde die Planung der B 19 neu 
ohnehin keine Auswirkungen mehr auf das Gemeindegebiet 
Sulzberg haben. 


11. Die kürzeste Verbindung von Kempten zur möglichen Trasse öst- 
lich der Iller führt über die von vielen Wohnhäusern umsäumte imd 
nicht ausbaufähige Ludwigstraße in Kempten-St. Mang. Erheb- 
licher Zubringerverkehr zu einer östlichen B 19 neu würde somit 
durch dieses Wohngebiet fließen, Stauungen auf der Ludwigstraße 
wären zu erwarten. 

Welche Planungen zur Lösung dieser Problematik bestehen bei der 
Bundesregierung? 


Ein Verkehrsgutachten des Ingenieurbüros Dorsch Consult weist 
bei der Osttrasse der B 19 neu in der Ludwigstraße in Kempten nur 
eine Mehrbelastung von 5 % aus. 

Die Gesamtproblematik wird in die Trassenbewertung durch die 
zuständigen Dienststellen im Rahmen des laufenden Raumord- 
nimgsverfahrens eingehen. 


12. Wurde eine Untersuchung erstellt über zu erwartende bauliche 
Schwierigkeiten oder Besonderheiten einer möglichen Trasse öst- 
lich der fller im dortigen Molasserippengebiet, das laut Experten- 
aussagen geologisch zum Straßenbau imgeeignet sei? Zu welchen 
Ergebnissen kommt diese Untersuchung gegebenenfalls? 


Es sind keine Expertenaussagen bekannt oder vorstellbar, 
wonach das Molasserippengebiet geologisch (im Sinne der erfor- 
derüchen Standfestigkeit) zum Straßenbau ungeeignet sein soU. 


13. Als Ziel des Straßenbauprojektes B 19 neu wird insbesondere der 
Abbau von Überlastungen auf der jetzigen B 19 und damit Ent- 
lastungen von Unfallschwerpunkten und verschiedenen Orts- 
durchfahrten angeführt. 

Wie interpretiert die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
folgende in den Bewertungsunterlagen des Verkehrsministers zu 
findende Angaben: 

a) Die innerörtliche Belastung durch Lärm und Abgase sowie von 
Trennwirkungen werden zunehmen, 

b) der Beitrag zur Verkehrssicherheit wird mit einem Drittel des 
gesamten erwarteten Projektnutzens veranschlagt, 

c) der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
Kiechle, hat sich gegen den Bau der B 19 neu ausgesprochen? 

Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, durch den vierstreifigen 
Neubau der B 19 zwischen Kempten und Immenstadt einen 
Abbau von Überlastungen auf der jetzigen B 19 und damit eine 
Beseitigung von Unfallsteilen in stark belasteten Ortsdurchfahr- 
ten zu erreichen. Durch die gutachterüch prognostizierte Ent- 
lastung z. B. für den Streckenabschnitt zwischen Martinszell und 
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Waltenhofen an Urlaubswerktagen um 14 600 Kfz/24 h (nämlich 
von 21 850 Kfz/24 h auf 7 250 Kfz/24 h) sieht die Bundesregierung 
ihre Zielvorstellungen bestätigt. Die Ergebnisse der gesamtwirt- 
schaftlichen Bewertung belegen dies im einzelnen. 

a) Im vorliegenden Fall sind die Ortsdurchfahrten im Verhältnis 
zu den Außerortsstrecken sehr kurz. In einem derartigen 
bewertungsmethodischen Sonderfall kann die pauschaliert 
ermittelte zusätzliche Lärmbelastung unter Annahme einer 
bestimmten Siedlungsdichte im Außerortsbereich die tatsäch- 
liche Entlastung innerhalb der Ortsdurchfahrten übersteigen. 

In den Ortsdurchfahrten der B 19 zwischen Kempten und 
Immenstadt werden die Belastungen durch Lärm und Abgase 
sowie die Trennwirkung tatsächlich zurückgehen. 

b) Aus der Verlagerung des Verkehrs in der o. g. Größenordnung 
von einer plangleichen, im Gegenverkehr befahrenen zwei- 
streifigen Straße auf eine planfreie, richtungsgetrennt wesent- 
lich sicherere Straße ist auch der erhebliche Beitrag zur 
Verkehrssicherheit erklärbar (siehe hierzu auch Antwort zu 
Frage 2). 

Bei vergleichbaren Projekten des Bimdesgebietes liegt der 
Anteü des Nutzens aus Beiträgen der Verkehrssicherheit be- 
zogen auf den Gesamtprojektnutzen im Mittel bei 29 %. Der bei 
diesem Projekt ermittelte Wert von 33,6% ist demnach durch- 
aus üblich und plausibel. 

c) Bundesminister Kiechle hat sich nicht gegen den Neubau der 
B 19 ausgesprochen, wie irrtümlich in den Projektinformations- 
tableaus zum BVWP '85 vom 18. September 1985 dargestellt; er 
hat sich im Jahre 1983 zu einer Verbesserung der Verkehrsver- 
bindung grundsätzlich geäußert. 


Zur A 96 (München-Memmingen-Lindau) 

14. Die geplante bzw. zum Teil verwirklichte A 96 von München 
(Mittlerer Ring) bis zur Bundesgrenze bei Lindau ist bei einer 
gesamten Streckenlänge von 172,4 km in 18 Planungsabschnitte 
eingeteilt mit einer durchschnittlichen Länge von 9,6 km, 

a) Aus welchen Gründen wurde die A 96 im Gegensatz zum 
Verfahren 1980 derartig auf geteilt und erst dann einer Bewer- 
tung unterzogen? 

b) Wie stellt sich die Bundesregierung zu dem von manchen Kriti- 
kern erhobenen Vorwurf, durch diese „Salami-Taktik" soUe der 
Widerstand bei umstrittenen Abschnitten durch das Argument 
des Sachzwanges (der Weiterfühnmg des schon errichteten 
Teüs des Nachbarabschnittes) als auch durch Zersphttenmg der 
Einspruch erhebenden Gruppen und Menschen gebrochen 
werden? 


Planimg und Bau einer insgesamt rd. 173 km langen Autobahn 
können sinnvoll nur abschnittsweise durchgeführt werden. 
Andernfalls könnten die sonst nicht überschaubaren Belange wie 
z. B. Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit, örtliche und sachliche 
Zusammenhänge, Bürgernähe nicht gewahrt werden. So können 
vor allem durch die Einteüung in Abschnitte besonders vordring- 
liche Abschnitte, beispielsweise zur Entlastung von Ortsdurch- 
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f ährten oder zur Entschärfung von Unfallschwerpunkten, frühzei- 
tiger verwirkhcht werden. 

Beim Bau der A 96 werden, abgesehen von einigen wenigen 
Teüstrecken, die bestehenden Bundesstraßen 12 imd 18 weit- 
gehend mit einbezogen. Somit treten auch beim abschnittsweisen 
Bau keine Sachzwänge auf, da jeder Bauabschnitt wieder an die 
vorhandene Bundesstraße angebunden imd damit voll verkehrs- 
wirksam wird. Eine Verringerung des Rechtsschutzes ist durch die 
abschnittsweise Behandlung nicht gegeben. 


15. Aus welchen Gründen wurde es seit 15 Jahren unterlassen, durch 
verkehrslenkende und auf andere Verkehrsträger verlagernde 
Maßnahmen einzugreifen? 

Für verkehrslenkende Maßnahmen sind die Straßenverkehrs- 
behörden der Länder zuständig, die - soweit bekannt - alle 
Möghchkeiten zur Lösung der Verkehrsprobleme ausgeschöpft 
haben. Zudem wird mit finanzieller Hilfe des Bundesministeriums 
für Verkehr im verkehrlich besonders kritischen Bereich bei Aich- 
stetten z. Z. eine spezielle, auf die örtliche Situation zugeschnit- 
tene Wechselverkehrszeichenanlage zur Verbesserung der Ver- 
kehrssicherheit instaUiert. 

Verkehrsverlagernde Maßnahmen sind nicht möghch, weü neben 
der B 12 bzw. B 18 nur solche Straßen verfügbar sind, die nicht 
geeignet sind, Durchgangsverkehr von der Bundesstraße zu über- 
nehmen. Die Verkehrsverlagerung auf andere Straßen würde 
außerdem zu einer erhebhchen Belästigung der Anwohner in 
deren Ortsdurchfahrten führen. Eine Verlagerung auf andere Ver- 
kehrsträger ist nur in geringem Umfang möghch. 


16. Welche Auswirkungen auf die regionale Wirtschaft erwartet die 
Bundesregierung im Bereich der einzelnen Streckenabschitte beim 
Bau der A 96 gegenüber dem Ausbau der B 12 und der B 18 alt? 

Beim Bau der A 96 werden, abgesehen von einigen wenigen 
Teüstrecken (z. B. Umgehung von Mindelheim), die bestehenden 
Bundesstraßen 12 und 18 weitgehend nüt einbezogen. Insoweit 
unterscheidet sich der Bau der A 96 nicht vom zweibahnigen 
Ausbau der B 12 und B 18. 

Bei der Planimg und dem Bau der A 96 standen jedoch nicht 
Überlegungen über Auswirkungen auf die regionale Wirtschaft 
im Vordergrund, sondern in erster Linie die Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse im Zuge der überlasteten B 12/18 und der 
vorhandenen Ortsdurchfahrten. Natürhch ergeben sich durch den 
Ausbau der B 12 und der B 18 zur A 96 auch ganz wesenthche 
Verbesserungen für die regionale Wirtschaft. Durch den zweibah- 
nigen Ausbau wird ein Beitrag zur Senkung der Transportkosten, 
zum Abbau von Verkehrsstauungen und damit zur Reduzierung 
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von Lärm- und Schadstoffemissionen sowie zur Hebung der Ver- 
kehrssicherheit geleistet. Die standortbegünstigende und 
beschäftigungswirksame Funktion der A 96 ist im einzelnen in 
dem Gutachten „Die regionalwirtschaftliche Bedeutung ausge- 
wählter Femstraßenprojekte" des IFO-Instituts für Wirtschaftsfor- 
schtmg untersucht und nachgewiesen worden. 


17. Da auf einer A96 kein landwirtschaftlicher Verkehr vorhanden 
sein darf, müssen zumindest streckenweise für diesen Ersatzstra- 
ßen eingerichtet werden, soll die A 96 doch in bestimmten 
Abschnitten auf die alte Bundesstraßentrasse führen. Auch für 
sonstigen örtlichen Verkehr werden diese Ersatzstraßen erforder- 
lich sein. 

Welche Ersatzstraßenprojekte plant die Bundesregienmg im Zuge 
des Baus der A96 mitzuerrichten? Welcher zusätzliche Landver- 
brauch und welche zusätzlichen Kosten entstünden hierbei? 


Parallelstraßen an Autobahnen haben eipe Mehrfachfimktion. Sie 
sollen sowohl den sog. nicht autobahnfähigen Verkehr aufneh- 
men als auch als Umleitimgsstrecke bei Autobahnsperrimgen 
dienen. Außerdem kann dadurch in einigen Bereichen der Bau 
von eigenen landwirtschafüichen Erschließtmgswegen entfallen. 
Große Teüe der bestehenden B 18 sind bereits als Kraftfahrzeug- 
straße gewidmet, so daß zusätzliche Parallelstraßen in diesen 
Bereichen nicht erforderlich sind. Im übrigen werden bei der 
Planimg von Parallelstraßen vorhandene Straßen und landwirt- 
schaftliche Wege wo irgend möglich einbezogen. Deshalb ent- 
steht insoweit nur ein geringer zusätzlicher Landbedarf. Der 
Umfang der Parallelstraßen wird abschließend in den Planfeststel- 
Itmgsverfahren geregelt. 

Beim Neubau einer 5,50 m breiten ParaUelstraße kann von Kosten 
in Höhe von etwa 450 000 DM/km ausgegangen werden. 


18. Welche Absprachen der Bundesregierung mit verantwortlichen 
Stellen in Österreich und der Schweiz bestehen in bezug auf den 
Bau der A 96, d. h. auf das Konzept einer mitteleuropäischen Nord- 
Süd- bzw. Ost- West-Verbindung? 


Die im Landkreis Lindau bereits fertiggesteUte A 96 ist südlich 
Lindau diurch den Pfändertunnel (Umfahrung Bregenz) an das 
österreichische Autobahnnetz (Rheintalautobahn) angebimden. 
Der Bau der A 96 im Grenzbereich zu Österreich erfolgte im 
engen Einvernehmen mit der österreichischen Straßenbauverwal- 
hmg. Die Planung einer Verbindung zwischen dem österreichi- 
schen und schweizerischen Autobahnnetz wird zwischen den 
beiden beteihgten Straßenbauverwaltungen einvemehmlich 
geregelt. 
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19. Welche einzelnen Gutachten bzw. Umweltverträglichkeitsprüfun- 
gen mit welchen Ergebnissen wurden zu den einzelnen Strecken- 
abschnitten der A 96 erstellt? Wurde kein Gutachten erstellt, 
welche Unterlassungsgründe beständen? 

Der Ausbau der Bundesstraßen 12 und 18 zur Autobahn A 96 ist 
im Fernstraßenausbaugesetz und dem ab 1. Januar 1986 in Kraft 
getretenen Bedarfsplan für die Bundesfemstraßen festgelegt. 
Grimdlage hierfür war ein gesamtwirtschaftliches Bewertungs- 
verfahren, in dem der Projektnutzen den Projektkosten gegen- 
übergestellt wurde. Zusätzüch wurden die ökologischen Risiken 
abgeschätzt. 

Für die einzelnen Streckenabschnitte wurden die nach Landes- 
recht erforderhchen Raumordnungsverfahren durchgeführt, in 
denen auch Fragen der Umweltverträglichkeit sehr eingehend 
behandelt wurden. Alle durch den Bau der Autobahn berührten 
Belange, einschließlich der ökologischen Zusammenhänge, wer- 
den endgültig in den einzelnen Planfeststellungsverfahren noch- 
mals eingehend abgewogen und erforderliche Schutz- und Aus- 
gleichsmaßnahmen im Planfeststellungsbeschluß festgelegt. 


20. Die geplante A 96 soll das Leutkircher-Haid durchqueren, welches 
das drittgrößte Trinkwasserreservoir Baden-Württembergs in sich 
birgt. 

a) Ist der Bundesregierimg die Gefährdung dieses Trink- 
wasservorkommens durch die A 96 bekannt? 

b) Wie schätzt sie diese Gefährdung ein? 

c) Welche Gegenmaßnahmen will sie ergreifen? 


Nach Auffassung der Bundesregierung ist eine Gefährdung des 
Trinkwasserreservoirs Leutkircher-Haid durch die geplanten 
umfangreichen und über die Anforderungen der einschlägigen 
Richtlinien hinausgehenden Schutzmaßnahmen beim Bau der 
A 96 auszuschließen. 


21. Allein auf dem baden-württembergischen Teil der A 96 mit einer 
Länge von 21 km werden 8,7 km Wasserschutzgebiete und Land- 
schaftsschutzgebiete berührt. 

a) Wie schätzt die Bundesregienmg die Beeinträchtigung dieser 
Gebiete durch die A 96 ein? 

b) Welche Gegenmaßnahn^ien will die Bundesregierung zum 
Schutz und Erhalt dieser Gebiete ergreifen? 


Die Bundesregierung schätzt die Beeinträchtigung dieser Gebiete 
durch die A 96 als gering ein, da die Wasserschutzgebiete durch 
entsprechende Schutzmaßnahmen gemäß den einschlägigen 
Richtlinien geschützt werden bzw. der Eingriff in das Landschafts- 
schutzgebiet durch landschaftspflegerische Maßnahmen aus- 
geglichen wird. 
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22. Die A 96 läuft gleichzeitig mit mehreren Straßen, der Eisenbahn 
und dem Fluß Argen südlich von Wangen in einem spitzen Winkel 
auf Lindau zu. Diese Landschaft wird somit in einer überdurch- 
schnittlichen Art und Weise zerstückelt. 

a) Wie schätzt die Bundesregierung diese Zerstückelung ein? 

b) Welche Maßnahmen zur Aufhebung dieser Zerstückelung, d. h. 
zur Zusammenfassung dieser Verkehrsströme südlich von Wan- 
gen, will die Bundesregienmg ergreifen? 


Die Linienführung der A 96 wurde unter Berücksichtigung der 
topografischen Verhältnisse, der örtiichen Bebauungen sowie der 
landschaftiichen und landwirtschafthchen Belange festgelegt. 


23. Welche Lärmschutzmaßnahmen für die Mindelheimer Ortsteüe 
Mindelau, Heimenegg und GemstaU wie auch für die Gemeinden 
Kirchhof und Stetten plant die Bundesregienmg? 

Bereits bei der Wahl der Trasse für den Autobahnabschnitt Erk- 
heim — Türkheim (Umgehung Mindelheim) wurde den Anforde- 
rungen des Lärmschutzes bestmöghch Rechnung getragen, indem 
die Trasse in möghchst großem Abstand von der zu schützenden 
Bebautmg bzw. in Tieflage gelegt wurde. Sofern die derzeit gel- 
tenden Grenzwerte für Lärmvorsorge dennoch überschritten wer- 
den, ist aktiver Lärmschutz in Form von bepflanzten Wällen vor- 
gesehen. In einigen Fällen werden voraussichthch auch passive 
Lärmschutzmaßnahmen an Gebäuden erforderüch sein. 

In dem z.Z. laufenden Planfeststellungsverfahren für die Um- 
gehung von Mindelheim werden die einzelnen Maßnahmen sehr 
eingehend behandelt und rechtsverbindhch festgelegt. 


24. Im Zuge der Errichtung der A 96 ist ein Durchbruch des Kohlber- 
ges, der 27 m tief und 175 m breit sein soU, geplant. 

a) Durch seinen Verlauf genau in Ost-West-Richtung, der Haupt- 
windrichtung, sind einschneidende kleinklimatische Verände- 
nmgen und Verkehrsgefährdungen zu erwarten. 

Wie schätzt die Bundesregierung dies ein? In welchem Ausmaß 
sind diese Sachverhalte in die Planungen einbezogen worden? 

b) Der Wasserhaushalt des stark wasserführenden Berges würde 
schwerstens gestört und sowohl die Wasserversorgung des Wei- 
lers Knaus als auch große Waldgebiete gefährdet. 

Wie schätzt die Bundesregierung diesen Sachverhalt ein? 
Welche Gegenmaßnahmen sind geplant? 

c) Eine weitere Flurbereinigung in diesem schon flvirbereinigten 
Gebiet wäre erforderlich. 

Mit welchen konkreten Auswirkungen wäre zu rechnen? 


Es ist nicht beabsichtigt, die A 96 im Bereich des Kohlbergs in 
einen 27 m tiefen Einschnitt zu legen. Der Kohlberg wird vielmehr 
mit einem Tunnel in bergmännischer Bauweise durchfahren. Die 
befürchteten nachteihgen Auswirkungen treten somit nicht auf. 
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25. Welche besonderen Baumaßnahmen plant die Bundesregierung im 
Rahmen des vorgesehenen Notlandeflugplatzes Kammlach? 

Für die Einrichtung eines Notlandeplatzes bei Kammlach sind, 
abgesehen von geringfügigen Anpassungsmaßnahmen, wie z. B. 
Befestigung des Mittelstreifens und Ausbau der Parkplätze, keine 
besonderen Baumaßnahmen geplant. 


26. Dringt die Bimdesregierung aufgrund der geplanten Inbetrieb- 
nahme des Notlandeflugplatzes Kammlach auf eine baldige Fertig- 
stellung des betroffenen Autobahnstückes im Gegensatz zu 
anschließenden Abschnitten, bei denen nicht mit einer Fertigstel- 
lung in den nächsten Jahren zu rechnen ist? 

Nein. 

Die Fertigstellung des Teüabschnittes der A 96 zwischen Erkheim 
und Türkheim ist zur Ausschaltung der vom starken Durchgangs- 
verkehr belasteten Ortsdurchfahrt von Mindelheim von beson- 
derer Bedeutung. 


27. Wie schätzt die Bundesregierung die Bundesstraßenausbaumög- 
lichkeit „2 plus 1 Spur" (d.h. alle 1,5 km wechselt die Überholspur 
von einer Straßenseite auf die andere) bezüglich Verkehrssicher- 
heit und Verkehrsfluß ein? Ist der Bimdesregierung in diesem 
Zusammenhang die entsprechende Studie der Beratungsstelle für 
Schadens Verhütung des Verbandes der Haftpflicht-, Unfall-, Auto- 
und Rechtsschutzversicherer (HUK) bekannt? Kann sie den Ergeb- 
nissen dieser Studie zustimmen? 


Eine allgemeine Aussage zur Verkehrssicherheit und zum Ver- 
kehrsfluß kann wegen der bisher noch nicht ausreichenden Erfah- 
rungen nicht gemacht werden. Dies bestätigen auch die zitierte 
HUK-Studie sowie eine ergänzende Untersuchung des HUK-Ver- 
bandes vom November 1986. Die Bundesregierung wird durch 
entsprechende Untersuchungen weitere Erfahrungen sammeln. 


28. Wurde von der Bundesregierung die Möglichkeit eines derartigen 
„2 plus 1" -Ausbaus z.B. auf dem Streckenabschnitt zwischen 
Buchloe und Landsberg untersucht? 

Wenn ja, zu welchen Ergebnissen kommt die Bundesregierung? 

Wenn nein, welche Unterlassungsgründe waren dafür ausschlag- 
gebend? 


Der Ausbau des Streckenabschnittes Buchloe — Landsberg mit 
einem Querschnitt „2 + 1" würde weder den Planungszielen noch 
der gesamten Streckencharakteristik für die A 96 oder der pro- 
gnostizierten Verkehrsbelastung Rechnung tragen. SchheßUch 


Drucksache 1 0/681 1 


13 



Drucksache 10/6811 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


spricht auch der Gewinn an Verkehrssicherheit für einen zwei- 
bahnigen Querschnitt. 


Zur B 12 (Kempten-Isny) 

29. Mit welcher Befahrung der B 12 neu zwischen Waltenhofen und 
Weitnau rechnet die Bundesregierung nach deren Fertigstellung? 

Wie errechnet sich diese Schätzung? 

30. Welche verkehrspohtischen Ziele wird nach Absicht der Bundes- 
regierung die B 12 neu zwischen Waltenhofen und Weitnau er- 
füllen? 


Die Verkehrsbelastung auf der B 12 neu wird im Jahre 2000 unter 
Berücksichtigung der eingeschränkten Ausbaukonzeption zwi- 
schen 6 000 und 8 000 Kfz/24 h liegen. 

Die noch in Bau befindhche B 12 neu zwischen Waltenhofen und 
Weitnau ersetzt die kurvenreiche nicht weiter ausbaufähige B 12 
im Abschnitt Kempten — Nellenbruck. Über die A 980 wird die 
B 12 neu auch an die A 7 und damit an das Bundesautobahnnetz 
angeschlossen. In Verbindung mit der B 19 neu wird das Bundes- 
femstraßennetz so verbessert, daß es zu den angestrebten groß- 
räumigen Verkehrsumlagerungen kommt, durch die bestehende 
Verbindungen entlastet und vorhandene bebaute Bereiche spür- 
bar beruhigt werden. 

Es wird davon ausgegangen, daß sich etwa 70 % des Verkehrs im 
Abschnitt Kempten — Buchenberg — Nellenbruck von der beste- 
henden Bundesstraße auf die B 12 neu verlagern. Die neue 
Strecke wird wegen der deutlich besseren Steigungsverhältnisse 
insbesondere vom Güterverkehr angenommen werden. 

Weiterhin werden auch die zur B 12 neu etwa parallel verlaufen- 
den Straßenzüge spürbar entlastet werden. 


31. Auf welcher Trasse plant die Bundesregierung die B 12 neu an die 
B 12 alt nach Weitnau anzuschließen, und welche Varianten stehen 
zur näheren Auswahl? 


Die B 12 neu wird etwa auf der aufgelassenen Bahntrasse Kemp- 
ten — Isny bis zur B 12 alt weitergeführt. Die zwischen Seitmanns 
und Nellenbruck parallel zur Bahnhnie verlaufende Staatsstraße 
soll dabei weitgehend einbezogen bzw. renaturiert werden. 

Die früher geplante Weiterführung auf neuer Trasse über Maier- 
höfen nach Westen nüt ortsferner Umgehung von Isny ist nicht 
mehr vorgesehen. 


32. Bestehen Zusammenhänge zwischen der Stillegimg der Bundes- 
bahnstrecke Kempten-Isny und der Suche nach der Trasse für den 
Anschluß der B 12 neu an die B 12 alt bei Weitnau? 


Nein. 
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33. Die Fahrt von Kempten-Stadtmitte nach Isny über die zur Zeit in 
Bau befindliche B 12 neu ist ca. 7 km länger als über die B 12 alt bei 
einer Gesamtstreckenlänge von ca. 26 km bzw. 33 km. 

Mit welcher Akzeptanz der B 12 neu durch die Straßenbenutzer 
von Kempten in Richtung Isny rechnet die Bundesregierung? Wie- 
viel Prozent des gesamten erwarteten Verkehrs auf der B 12 neu 
wird dies betragen? 


Für die spezielle Verkehrsbeziehung von Kempten- Stadtmitte 
nach Isny ist trotz der um etwa 6 km längeren Wegstrecke bei 
Benutzung der B 12 neu keine wesentliche Fahrzeitverlängerung 
zu erwarten, da die B 12 neu mit höherer Reisegeschwindigkeit zu 
befahren sein wird als die bestehende B 12 über Buchenberg. 
Aber für den Verkehrsanteü der B 12, der außerhalb des Stadt- 
kerns von Kempten Ziel oder Quelle hat, ergeben sich z. T. erheb- 
hche Zeitgewinne. 

Wegen der zu erwartenden Verkehrs Verlagerung wird auf die 
Antwort zu Fragen 29 und 30 verwiesen. 


34. Die Fahrt von Immenstadt nach Isny über die B 12 neu wird um ca. 

15 km länger sein als über die Staatsstraße über Missen, bei einer 

Gesamtstreckenlänge von ca. 26 km bzw. 41 km. 

a) Mit welcher Akzeptanz der B 12 neu durch die Straßenbenützer 
aus dem Bereich Immenstadt/Oberallgäu nach Isny rechnet die 
Bundesregierung? 

b) Wieviel Prozent des insgesamt erwarteten Verkehrsaufkom- 
mens auf der B 12 neu wird dies betragen? 

a) Trotz der um etwa 16 km längeren Wegstrecke wird ein Teil 
des heute noch auf der Staatsstraße 2006 von Immenstadt über 
Missen nach Isny verlaufenden Verkehrs künftig die B 19 neu 
und die B 12 neu benützen, da diese Verbindung künftig mit 
höherer Reisegeschwindigkeit zu befahren sein wird als die 
bestehende Staatsstraße. 

b) Der sich von dieser Strecke verlagernde Verkehr wird auf ca. 
15 % des künftigen Verkehrsaufkommens der B 12 neu 
geschätzt. 


Zur A 7 [Oy-Füssen {Bundesgrenze)] 

35. Bei der Trassenfestlegung der A 7 war der geplante Anschluß an 
die B 17 neu (welche zur Autobahn auf gewertet und ausgebaut 
werden sollte) sehr entscheidend. Bei Hopferau sollte die Trasse 
der A 7 über Hopferau am Hopfensee vorbei gelegt werden (siehe 
z.B. Allgäuer Zeitung, Ausgabe Füssen vom 23. Oktober 1969 und 
27. Juni 1984). Diese Schleife über Hopferau ergibt einen Umweg 
von ca. 8 bis 10 km gegenüber der direkten Verbindung von 
Nesselwang nach Füssen. Im Bundesfemstraßenbedarfsplan 1985 
wird die B 17 neu nur noch bis Roßhausen aufgenommen. 

a) Aus welchen Gründen hielt die Bundesregierung an der be- 
stehenden A 7-Trasse fest? 

b) Inwieweit wurde der Wegfall der B 17 neu und somit des 
Autobahnkreuzes Hopferau bei den Planungen der A 7 berück- 
sichtigt? 

Für die Trassenführung der A 7 zwischen Nesselwang und Füssen 
wurde ein Raumordnungsverfahren durchgeführt, in dem die Pla- 
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nung mit allen betroffenen Gemeinden und den übrigen öffent- 
lichen Planungsträgem erörtert und auf deren Interessen soweit 
möglich ab gestimmt wurde. Die jetzt geplante Trasse ist das 
Ergebnis sorgfältiger und langjähriger Abstimmungen axif eine 
bestmögliche natur- und landschaftsschonende Fühmng der 
Autobahn, die auch die vorhandene Bebauung bestmöglich 
berücksichtigt. 

Der Anschluß der B 17 neu war bei der Trassenfühmng weniger 
ausschlaggebend als die vorhandene topographische Stmktur der 
Landschaft und die bestehende Verteüung der Bebauung. 

Die B 17 neu - und damit ihr Anschluß an die A 7 - ist im 
Bedarfsplan nicht entfallen, sondern in Stufe „Planungen'' ent- 
halten. 


36. Die Regierung von Österreich plant auf ihrem Gebiet die A 7 nur 
zweispurig weiterzuführen, auch vrill sie den Grenzübergang bei 
Reutte, für den Lkw-Transitverkehr ungeeignet, ausbauen (siehe 
Allgäuer Zeitung vom 9. Februar 1985). 

a) Schreibt die Bundesregierung aufgnmd dieser Tatsache der A 7 
weiterhin überregionalen bzw. internationalen Charakter („von 
Flensburg bis Mailand“) zu? 

b) Welchen Lkw-Anteü erwartet die Bundesregierung bei der 
zukünftigen Befahrung der A 7? 

a) Die internationale Bedeutung der A 7 als leistungsfähige und 
attraktive Nord-Süd-Verbindung ist auch ohne Autobahn- 
weiterführung in Österreich nach wie vor gegeben. 

b) Künftig wird auf der A 7 mit einem Lkw- Anteil am Gesamtver- 
kehrsaufkommen von etwa 6 % gerechnet. 


37. Welche durchschnittliche Befahrung besteht im Moment auf der 
B 310/309 zwischen Nesselwang imd Füssen? Mit welcher Befah- 
nmg der A 7 rechnet die Bundesregierung nach der Fertigstellung? 
Woraus ergibt sich ein möglicher Zuwachs? 


Derzeit hat die Straßenverbindung Nesselwang — Füssen (B 309/ 
B 310) ein durchschnittliches tägliches Verkehrsaufkommen 
(DTV) von etwa 10000 Kfz/24 h. Für das Prognosejahr 2000 wird 
auf der A 7 im Abschnitt Nesselwang — Füssen mit einem DTV von 
etwa 9000 bis 10000 Kfz/24 h bzw. 22500 Kfz/24 h während der 
Urlaubsmonate Juh bis Septeipber gerechnet. Der Zuwachs ergibt 
sich aus dem erwarteten allgemeinen Verkehrsanstieg und aus 
Verkehrsumlagerungen. Dadurch wird der Verkehr insbesondere 
auf der B 309 spürbar zurückgehen. Im Prognosejahr wird er dort 
nurmehr zwischen rd. 2 500 und 4 000 Kfz/24 h betragen. 


38. Mit welchen Folgen für den Fremdenverkehr im Ostallgäu, speziell 
im Gebiet Hopfensee, rechnet die Bundesregierung durch den Bau 
derA7? 
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Durch den Bau der A 7 werden die an der B 309/310 liegenden 
Fremdenverkehrsorte vom starken Durchgangsverkehr entlastet. 
Mit der daraus resultierenden Verkehrsberuhigimg in den Frem- 
denverkehrsorten wird deren Erholungswert ganz wesentlich 
erhöht. Im Bereich des Hopfensees wurde von zwei Trassen- 
varianten die kostenaufwendigere, vom See abgerückte Linie 
gewählt. Damit sind der Hopfensee und die bevorzugten Er- 
holungsgebiete in diesem Bereich durch Ausnutzung von natür- 
lichen Geländeerhebungen weitestgehend vor Immissionen 
geschützt. Dieser natürliche Schutz wird durch zusätzhch 
geschüttete Erdwälle noch verstärkt. 

Der Weiterbau der A 7 bis zur Bundesgrenze bei Füssen -wurde 
vom Fremdenverkehrsverband Allgäu/Bayer. Schwaben e. V. 
ausdrücklich gefordert. 


39. Mit welchen Folgewirkungen rechnet die Bundesre0erung in 
bezug auf die Ortsdurchfahrten Nesselwang imd Pfronten? 

Wie schätzt sie die Entlastungswirkung durch Ortsumgehungen 
ein? 

40. Aus welchen Gründen wurden die stark befahrenen Orte Nessel- 
wang und Pfronten bisher noch nicht mit Ortsumgehimgen ver- 
sehen? 

Die Ortsdurchfahrten von Nesselwang und Pfronten sind insbe- 
sondere während der Hauptreisezeiten im Winter und im Sommer 
in unzumutbarer Weise vom Durchgangsverkehr belastet. 

Nur der geplante Weiterbau der A 7 über die Anschlußstelle an 
der B 310 hinaus bis zur Bundesgrenze bei Füssen mit Anschluß 
an das österreichische Fernstraßennetz gewährleistet die 
schnellstmögliche Entlastung von Nesselwang und Pfronten. 

Ein Ausbau der Bundesstraßen 309 und 310 mit gleichzeitiger 
Umgehung dieser Orte wurde früher erwogen. Er kann jedoch 
den Verkehrszweck der A 7 nicht erfüllen und würde - abgesehen 
von der Immissionsbelastung der Wohnbebauung durch ortsnahe 
Trassenführung - ortsplanerisch nicht durchsetzbar sein. In bei- 
den Fällen erschienen den Gemeinden die Beeinträchtigungen 
von Natur und Landschaftsbüd sowie der Fremdenverkehrsbe- 
lange imvertretbar hoch, zumal ausreichende Verkehrsentlastun- 
gen erst durch den Bau -der A 7 zu erwarten sind. Die Planungen 
wurden deshalb eingestellt. 


Zur B 31 neu (Ortsumgehimgen Kressbronn und Lindau) 

41. Wurde von der Bundesregierung bei der Planung der B 31 neu die 
von der Schutzgemeinschaft Bodenseelandschaft vorgeschlagene 
Alternative (Verbreiterung der B 31 alt, Bau zweier Tunnels) unter- 
sucht? Wenn ja, zu welchen detaillierten Ergebnissen kommt die 
Bundesregierung bezüglich Baukosten, Umweltbelastung und 
Verkehrsentlastung der Städte Lindau imd Kressbronn? Wenn 
nein, welche Unterlassungsgründe waren maßgebend? 


17 



Drucksache 10/6811 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Ja. 

Nach Abwägung aller Belange wurde in beiden Planfeststellungs- 
verfahren letztlich der Planfeststellungstrasse gegenüber den 

untersuchten Tunnel Varianten der Vorzug gegeben. 

Maßgebend für diese Entscheidungen waren u. a. folgende 

Gesichtspunkte: 

— Mit den untersuchten Tunnelbauten wäre ein nicht konkret 
abschätzbarer Eingriff in den Grundwasserhaushalt ver- 
bunden. 

— Die Kreuzung mehrerer Bachläufe hätte im Bereich der Unter- 
flurstrecke zu erheblichen technischen Schwierigkeiten 
geführt. 

— Insbesondere der dichtbesiedelte Seeufer-Bereich zwischen 
Nonnenhorn und Lindau hätte keine Entlastung erfahren. In 
einem 200 m-Korridor beiderseits der Fahrbahn würden ent- 
lang der offen geführten Trassenabschnitte 284 Wohngebäude 
stehen (im entsprechenden Bereich der Planfeststellungstrasse 
stehen nur acht Wohngebäude). 

— Eine weitere Verkehrszunahme auf der B 31 würde hier zusätz- 
liche Ausbaumaßnahmen erforderlich machen. Unabhängig 
von der Frage, ob diese Maßnahmen planungsrechtlich durch- 
setzbar seien, würden hierzu weitere Flächen in Anspruch 
genommen werden müssen. 

— Die Tunnelvariante würde die Gesamtbaukosten des Projektes 
Lindau/Kressbronn (im Bedarfsplan veranschlagt auf 64 Mio. 
DM) auf den zwei- bis dreifachen Betrag steigern. Allein die 
Betriebskosten der Tunnelabschnitte würden jährlich um 
1 Mio. DM betragen. 


42. Die Interessengemeinschaft zur Erhaltung des Allgäus hat im April 
1985 57 000 Unterschriften, die sich gegen den Bau der B 19 neu, 
der A 7 und der B 12 neu für die Lösung der Verkehrsprobleme des 
Allgäus durch Ausbau schon bestehender Bundesstraßen bzw. 
kleinerer Neubaulösungen aussprechen, der öffentiichkeit vor- 
gelegt. 

Welchen konkreten Einfluß auf die Entscheidung der Bimdesregie- 
rung hatte diese, zu diesem Thema weitaus größte Willens- 
bekundung betroffener Bürger? 


Eine rein zahlenmäßige Auflistung von Pro- und Contra-Stimmen 
ohne Wertung tmd Abwägung der tatsächlichen Betroffenheit des 
einzelnen Petenten ist nicht geeignet, dem Erfordernis einer abge- 
wogenen Entscheidung gerecht zu werden. 

Die Plantmgen für den Bau der B 19 neu, der A 7 tmd der B 12 neu 
sind das Ergebnis langjähriger, umfassender Abwägungs- 
prozesse. 

Für die B 19 neu ist derzeit erneut ein Raumordnungs verfahren im 
Gang, in dem verschiedene Varianten überprüft und landesplane- 
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risch beurteilt werden. Dabei werden alle Vor- und Nachteile 
erhoben und gegeneinander abgewogen. 

Für den Bau der A 7 wurde auf der Basis des landesplanerischen 
Gutachtens ein Planfeststellungsverfahren durchgeführt. Der 
Beschluß ist noch nicht rechtskräftig. 

Für die B 12 neu zwischen Waltenhofen und Weitnau, die in Bau 
ist und 1987 dem Verkehr übergeben wird, wurde ebenfalls ein 
Raumordnungs- und Planfeststellungsverfahren durchgeführt. 

Zu allen planungsrechtlichen Verfahren werden vor Ort Argu- 
mente und Interessen aller Betroffenen sehr sorgfältig erhoben 
und gegeneinander abgewogen. 


Drucksache 10/6811 


19 



Druck: Then6e Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722<8333 


